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Kommunistische Plattform der Partei DIE LINKE.MV
Positionen zur Programmdebatte

1.Stellungnahme zum Gesamtentwurf

Wir haben in vielen Diskussionen in  BO-Versammlungen und anderen Foren zur Programmdebatte bisher teilgenommen. Daher können wir einschätzen, dass nicht nur wir, sondern auch      viele Genossen an der Basis, den Entwurf als gelungen betrachten. Die Grundrichtung im Entwurf stimmt, denn es muss deutlich gesagt werden, dass die Daseinsberechtigung einer linken, antikapitalistischen Partei von einem klaren Profil geprägt sein muss d.h. konsequent sozial, für Demokratie und Frieden.
Trotzdem sind wir der Meinung, dass einige Punkte konkretisiert bzw. deutlicher ausgesprochen werden müssen.

Teil 1

· Ausgangspunkt unseres Handelns ist das Kommunistische Manifest, daran  knüpfen sich alle linksdemokratischen Positionen und Traditionen an.
· Mit Beginn des 20. Jahrhunderts spitzte sich die Lage in der Sozialdemokratie immer mehr zu. Die opportunistischen Kräfte wurden stärker und erreichten 1914 mit der Zustimmung der SPD-Führung im Parlament zur Bewilligung der Kriegskredite und damit zur Kriegsführung und zur Spaltung der Partei. Nicht der Krieg spaltete die Partei.
· 1918 und 1945 nach den verloren gegangenen Weltkriegen gewann das Finanzkapital sehr schnell wieder die Oberhand. Für die Nachkriegsentwicklung sollte unbedingt das Potsdamer Abkommen erwähnt werden, denn aufgrund des 4-Mächte- Abkommens und der Haltung der Alliierten dazu, kam es zur Gründung der BRD und der DDR. Es muss klargestellt werden, dass die Einhaltung des Potsdamer Abkommens auf dem Gebiet der DDR ausschlaggebend für ihre antifaschistische Entwicklung war.  Durch demokratische Reformen wie  die Boden- und Bildungsreform, Aufbau  eines kostenlosen Gesundheitswesens und der Entwicklung eines industriellen Sektors konnte den Menschen  ein Leben in sozialer Sicherheit gewährleistet werden, auch wenn im Laufe der Zeit  aus unterschiedlichen Gründen Defizite  in vielen Bereichen entstanden, die später noch näher erläutert werden sollten.
· Auch sollte gesagt werden, dass in der BRD die Festlegungen des Potsdamer Abkommen in vielen Fragen umgangen wurden und damit die Nachkriegsentwicklung in der BRD  entscheidend beeinflusst wurde. Die vorwiegend negative Darstellung der DDR kann so nicht akzeptiert werden.  Dahin gegen wird den Erfahrungen der Menschen in der BRD sehr viel Platz gewidmet und der Person Willy Brandt eine zu große Gewichtung gegeben.
· Die Gründung der SED erfolgte aus den Lehren, die die Genossen der SPD und KPD aus dem Faschismus  und ihren Folgen, zogen. Zu Verwerfungen innerhalb der neu gegründeten Partei kam es durch Misstrauen und Rechthaberei in den Führungsriegen. Die Genossen, die bei der Gründung mitwirkten, sehen den „ Druck“ der Vereinigung bei der Gründung nicht. Er wird aus heutiger Sicht hineininterpretiert. 
· Wir sind gegen die Formulierung „Die Demokratie blieb auf der Strecke“ (in der DDR). Es gab Defizite in der Demokratie. Die Leistungsfähigkeit der DDR-Wirtschaft war den ständig wachsenden Bedürfnissen der Bevölkerung nach Wohlstand und Reisemöglichkeiten nicht mehr gewachsen. Im großen Maße sind auch die geringen eigenen  Ressourcen, die kapitalistische Embargo- und Rüstungspolitik des Westens und die Missachtung internationaler Bündnis- und Vertragstreue innerhalb des sozialistischen Weltsystems die Ursache für Defizite in der Wirtschaft und dem Demokratieverständnis gewesen.
Teil II

Der Kapitalismus hat seit seinem Bestehen sowohl Wohlstand großer Bevölkerungsschichten als auch soziale Ungleichheit und Armut von Milliarden von Menschen hervorgebracht. Der technische Fortschritt brachte nicht nur Wohlstand, sondern auch Massenarbeitslosigkeit, Lohndumping, wachsender Individualismus, der in zunehmender Aggressivität in Konkurrenzdenken und –kämpfen gegeneinander ausartet. 

Die Ausrichtung einer sozialen Marktwirtschaft war der Nachkriegszeit und dem Bestehen der beiden gegeneinander rivalisierenden Weltsysteme notwendig und wird heute immer weiter zurückgebaut.

Die Forderung nach mehr Eigenverantwortung statt Sozialstaat führt zu mehr Ausgrenzung und Armut. Der Kapitalismus versagt nicht nur sozial und ökonomisch, sondern auch ökologisch.

Teil III
· „Unter Pervertierung der sozialistischen Ideale wurden Verbrechen begangen“. Diesen Satz kann man so nicht gelten lassen.(für die DDR geltend) Hier muss klar gesagt werden, welche es waren, denn hier kann vieles hereininterpretiert werden, wenn man die Wertung aus heutiger Sicht und mit Blick des bürgerlichen Gesetzbuches betrachtet.  Die DDR hatte eine eigene Gesetzgebung und Fehler können nur danach bewertet werden. Es gab politische und wirtschaftliche Fehlentscheidungen, Misstrauen innerhalb der Partei und gegenüber der Bevölkerung. Großen Einfluss hatte der gnadenlose Kalte Krieg, der zwischen den beiden Weltsystemen herrschte. Das soll keine Rechtfertigung sein, aber muss erwähnt werden.

· Die Eigentumsfrage sollte inhaltlich  als Ziel bestehen bleiben, da der Zeitpunkt zu solchen Veränderungen noch nicht gekommen ist. Hierzu muss entsprechend der jeweiligen Bedingung eine Entscheidung getroffen werden. Dafür sollen und können die Abgeordneten in den Kommunen und Parlamenten den Verkauf d.h. Privatisierung von kommunalem Eigentum verhindern.

Teil IV + V

Die Darstellung für einen Politikwechsel und eine bessere Gesellschaft sollte auf keinen Fall inhaltliche Veränderungen erfahren.
· Der Satz „Die Politik kann heute nicht mehr von einem Kartell der neoliberalen Parteien beherrscht werden“ entspricht nicht ganz der Wirklichkeit, denn die neoliberalen Parteien lassen sich ihre politischen Entscheidungen von der Wirtschaft und den Konzernen, Banken usw.) diktieren. Mehrheiten für eine  andere Politik sind definitiv nicht vorhanden.
· Klargestellt sind die Bedingungen für Regierungsbeteiligungen. Die Aussage „wir streben nur Regierungsbeteiligung an, wenn hierdurch eine Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen erreicht werden kann“ ist Voraussetzung für den Erfolg und der Glaubwürdigkeit unserer Partei. Wahlversprechen, die nach der Wahl nicht mehr gelten, dürfen von uns nicht gemacht werden. Sonst werden wir mit den anderen Parteien, auch SPD und Grüne, gleichgesetzt und sind überflüssig Durch parlamentarische und außerparlamentarische Arbeit können wir das Vertrauen unserer Wähler erringen und behalten. Politiker anderer Parteien haben Recht, wenn sie sagen DIE LINKE muss jetzt ihre Daseinsberechtigung beweisen. Aber dies darf nicht bedeuten, dass wir durch faule Kompromisse und Zugeständnissen uns von unseren Positionen entfernen. Wir müssen unseren Wählern beweisen, dass wir eine andere Politik wollen und dafür für Mehrheiten werben. Anpassungsfähigkeit an die Politik der anderen Parteien erwarten diese, aber nicht unsere Wähler.
· Kernpunkt einer linken Partei ist ein konsequentes Festhalten an der Friedenspolitik. Das war und ist unser besonderes Kennzeichen. Kriege und andere militärische Einsätze sind keine Lösung. Alle Konflikte weltweit müssen friedlich geregelt werden. Wir sind gegen den Einsatz der Bundeswehr im Ausland. Unser Ziel soll der Ausstieg aus dem NATO-Bündnis sein und der Rückbau der Rüstung und damit verbunden ein Konversionsprogramm.

· Militäreinsätze nach Artikel VII der UN-Charta kann nicht zugestimmt werden. In allen Entscheidungen wird sie von den  Großstaaten mit ihrem Vetorecht beeinflusst. Der Einsatz von UNO-Truppen geschieht nur, wenn diese Staaten damit ihre Interessen durchsetzen können.
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